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Erneut wurde im Augsburger Stadtrat
eine Resolution zu Gunsten der Flücht-
linge verabschiedet. Auf seiner Sitzung
am 16. Dezember billigte der Stadtrat
einstimmig den Resolutionsentwurf,
den der Vorstand des Integrationsbeira-
tes vorlegte. Wir haben den Resolutions-
text bereits am 14. Dezember
kommentiert1 und veröffentlichen ihn
hier noch mal (s. Anhang). Damit haben
schon zum zweiten Mal in diesem Jahr
sämtliche Rathausfraktionen und -Grup-
pen die Forderungen der Flüchtlinge
und der Flüchtlingsbewegung aufgegrif-
fen und über alle Parteigrenzen hinweg
einmütig unterstützt. Dies ist ein beacht-
licher Vorgang in einer bayerischen
Großstadt.
Umso schäbiger ist es, wenn der Inhalt
der neuen Resolution von den Medien
am Ort weitgehend verschwiegen wird,
ja es wird sogar verschwiegen, dass es
überhaupt eine neue Resolution gab.
Und das, obwohl die Augsburger Allge-
meine zum Beispiel einen eigenen Be-
richt zum Thema Flüchtlinge auf der
Stadtratssitzung veröffentlichte2. In die-
sem Artikel ist nur von einem Bericht
des städtischen Integrationsbeauftragten
Robert Vogl auf der Ratssitzung die Re-
de, aber nicht von einer Resolution. Der
Tenor der Berichterstattung ist etwa so,
dass es zwar „menschenunwürdige Zu-
stände“ in den Flüchtlingsunterkünften
gebe (Robert Vogl), vor allem in der
Calmbergstraße, dass man aber zur Un-
terbringung dort leider „keine Alternati-
ve“ habe (Bernd Kränzle, CSU).
Damit wird inhaltlich nur auf Punkt 1
der neuen Resolution des Stadtrats ein-
gegangen, die weiteren Punkte der Reso-
lution werden inhaltlich gar nicht
erwähnt. Damit flankiert die Augsbur-
ger Allgemeine im Grunde die CSU-Li-
nie, menschenunwürdige Zustände in
den Lagern zuzugeben, wenn sie bereits

öffentlich zum Skandal geworden sind.
An alles andere will man auf keinen
Fall rühren. Das betrifft zum Beispiel
Punkt 2 der Resolution, in dem Geldzah-
lungen für den Einkauf von Lebensmit-
teln gefordert wird und das strikte
Sachleistungsprinzip der bayerischen
Staatsregierung als Verstoß gegen die
Menschenwürde und damit als verfas-
sungswidrig bezeichnet wird. Dies be-
trifft auch Punkt 3 der Resolution, in
dem die Erhöhung der Leistungssätze
für die Flüchtlinge gefordert wird. (sie­
he Anhang)
Der Plan ist durchsichtig. Die Schlie-
ßung der Gemeinschaftsunterkunft
Calmbergstraße erklärt man aufgrund
des anhaltenden Zustroms neuer Flücht-
linge bis auf weiteres für unmöglich.
Über die anderen Fragen wie zum Bei-
spiel die entwürdigenden und schikanö-
sen Lebensmittelpakete oder auch die
Höhe der Leistungssätze redet man
nicht. So jedenfalls die Augsburger All-
gemeine, die das Meinungsmonopol in
der Stadt beansprucht, aber Gott sei
Dank nicht hat.
Wen flankiert die Augsburger Allge-
meine mit dieser Linie? Führende Leute
der CSU wie zum Beispiel den Referen-
ten Weinkamm oder die Stadträte Hin-
tersberger und Kränzle, die gleichzeitig
Landtagsabgeordnete sind und Frau Ha-
derthauers Kurs zu stützen haben. So
hat es bereits auf der Stadtratssitzung
am 25. November eine Debatte gegeben
aufAnfrage von Ulrike Bahr (stellvertre-
tende Fraktionsvorsitzende der SPD),
die angesichts der Lebensmittelpakete-
Boykotts und des Hungerstreiks in der
Flakkaserne einen Bericht verlangte.
Nach unseren Informationen machte der
zuständige Sozialreferent (CSU) deut-
lich, dass er nicht zuständig sei und des-
wegen nichts tun könne. Er habe sich
die Situation auch vor Ort angesehen

und könne an den Lebensmittelpaketen
eigentlich nichts Negatives finden.
MdL Hintersberger (CSU) soll gesagt
haben, die Ablehnung der Essenspakete
könne er nicht nachvollziehen, da die
Flüchtlinge sehr wohl Lebensmittel
auswählen könnten und die Ausgabe
gut organisiert sei. Er wandte sich ge-
gen die Streikaktion der Flüchtlinge
wegen der Lebensmittelpakete. Die in
der Resolution geforderte Schließung
der Calmbergstraße bezeichnete er als
einen „frommen Wunsch“, der aber an-
gesichts der steigenden Flüchtlingszah-
len derzeit nicht realistisch sei. Er
nannte auf es als ein Unding, neben der
Flakkaserne auch noch die Unterkunft
in der Calmbergstraße schließen zu
wollen.
Die Stadträtinnen Ulrike Bahr, Benja-
min Clamroth und Reiner Erben kriti-
sierten auf der Sitzung am 25.
November die Zustände in den Flücht-
lingsunterkünften und forderten die
Stadtregierung auf, mitzuwirken bei der
Suche nach Wohnraum.
Die geschilderte notorische Politik
auch führender Augsburger CSU-Ver-
treter macht es umso bemerkenswerter,
dass die Resolution auf der Sitzung des
Stadtrats am 16. Dezember einstimmig
(! ) angenommen wurde. D.h. nichts an-
deres, als dass die mutigen Aktionen
und Kampfmaßnahmen der Flüchtlinge
selber zu mehr Augenmerk auf die un-
haltbare Lage der Asylbewerber in
Bayern und zu einer Verschiebung der
öffentlichen Meinung geführt haben,
der sich auch die CSU-Fraktion im
Augsburger Stadtrat nicht mehr entzie-
hen kann.
Das ist sehr erfreulich und von sol-
chem Gewicht, dass es deswegen sogar
Debatten und Abstimmungen im baye-
rischen Landtag gab3. Sehr wichtig in
diesem Zusammenhang ist es jetzt, dar-
auf zu bestehen, dass die Stadtregie-
rung bei der Suche nach Wohnraum für
die Flüchtlinge mitwirkt, wie es die
Stadträtinnen von SPD, Grünen und
Linken im Plenum verlangten. In diese
Richtung gehen auch zwei Schreiben
der SPD-Landtagsabgeordneten Linus
Förster und Harald Güller sowie der
Augsburger SPD-Vorsitzenden Ulrike
Bahr an den Oberbürgermeister der
Stadt Augsburg, Kurt Gribl [1 ] und den
Regierungspräsidenten von Schwaben,
Karl Michael Scheufele [2] . Wir veröf-
fentlichen hier beide Schreiben vom
14.1 2.2010, weil sie von den örtlichen
Medien – soweit wir wissen – ebenfalls

Augsburg, 16.12.2010

Stadtrat verabschiedet einstimmig
Resolution zu Gunsten der
Flüchtlinge
Die Regierung von Schwaben muss in die
Strümpfe kommen, der Stadtrat muss um das
Leverkusener Modell kämpfen und die
Opposition einen Antrag stellen
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ignoriert wurden.
In ihrem Schreiben an den
Regierungspräsidenten
Scheufele stellt die SPD fest,
dass die Staatsregierung ihre
eigenen Leitlinien zu Art,
Größe und Ausstattung von
Gemeinschaftsunterkünften
für Asylbewerber bricht. Da-
nach stehen seit einem Land-
tagsbeschluss vom 14.7.2010
jedem Asylbewerber 7 m²
Wohnraum zu – also etwa
doppelt so viel Fläche, wie
die Asylbewerber zur Zeit in
verschiedenen Unterkünften
in Augsburg haben. Wörtlich
heißt es in dem Schreiben der
SPD:
„Der Bayerische Landtag hat in

seiner Sitzung vom 1 4.07.201 0

Eckpunkte zur Weiterentwicklung

der Bayerischen Asyl- und Asyl-

sozialpol itik beschlossen. Diese

soll dadurch zukunftsorientierter

und famil iengerechter gestaltet

werden. Die Stadt Augsburg hat

es unserer Ansicht nach bisher

versäumt, entsprechende Unter-

künfte zu benennen, die diesen

Leitl inien entsprechen. Auch wür-

de es in Augsburg sicher eine

Reihe geeigneter Wohnungen für

eine Einzelunterbringung von

hierzu berechtigten Asylbewer-

bern geben. Diese Versäumnisse

wurden auch bei der Beratung

der Petition im Sozialausschuss

des Bayerischen Landtags deut-

l ich, in der ein stärkeres Engage-

ment der Stadt Augsburg bei der

Suche nach geeigneten Unter-

künften angemahnt wurde. Vor

diesem Hintergrund fordern wir

Sie, sehr geehrter Herr Regie-

rungspräsident Scheufele, auf,

die Stadt Augsburg bei der Su-

che nach geeigneten Immobil ien

zu unterstützen und dann die nö-

tigen Gelder für den Neuerwerb

und den Umbau von geeigneten

Unterkünften bereitzustel len.“

Vom Oberbürgermeister der Stadt
Augsburg verlangt die SPD:
„. . . fordern wir Sie, sehr geehrter Herr Ober-

bürgermeister Dr. Gribl , auf, dass sich die

Stadtverwaltung endlich aktiv darum be-

müht, geeignete Immobil ien zu benennen,

die sich für eine zentrale, aber auch ggf. de-

zentrale Unterbringung von Flüchtl ingen eig-

nen. Dabei muss dem individuel len

Schutzbedürfnis der Asylbewerber Rech-

nung getragen werden.“

Die SPD hat völlig recht, man muss
jetzt den Oberbürgermeister, der ja die
Stadtverwaltung repräsentiert, und das
Regierungspräsidium in die Pflicht neh-
men und konkrete Taten verlangen. Al-
lerdings muss man das auch von der
SPD verlangen. Soweit wir es überbli-
cken, hat die Augsburger Rathaus-SPD
bisher nicht einmal eine Presseerklä-
rung [3] zum Thema Flüchtlinge zu

Stande gebracht – im Gegensatz zur
Linken und zu den Grünen. Die SPD-
Fraktion kann auch keinen Antrag [4]
zu diesem Thema vorweisen. Briefe
und Erklärungen reichen jetzt unseres
Erachtens nicht mehr. Es liegen zwei
einstimmig beschlossene Resolutionen
aus dem Stadtrat vor und die Stadt
muss jetzt in Zusammenarbeit mit der
Regierung von Schwaben das in ihrer
Macht stehende tun. Wenn der Stadt et-

Demonstration der bayerischen Flüchtlingsbewegung vor dem Sozialministerium in München am
21.12.2010. Auch eine starke Abordnung von 40 Flüchtlingen aus Augsburg war vertreten. Bild links
unten: nach Samuel aus dem Lager Flakkaserne spricht Umaru aus dem Lager Calmbergstraße.
Foto oben: GEW Hochschulgruppe Augsburg, Fotos unten: FIA Flüchtlingsinitiative Augsburg
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was wichtig ist, wie zum Beispiel der
Ausbau von Kreuzungen, ein oder zwei
Stadien oder auch ein Innovationspark
für die Rüstungsindustrie – kann die
Stadt in atemberaubendem Tempo han-
deln und viele Millionen lockermachen,
zum Teil ohne Rücksicht auf nachfol-
gende Haushaltsjahre. Wie gesagt,
wenn der Stadt, bzw. den tonangeben-
den politischen Kräften der Stadt, etwas
wichtigist…
Was liegt die Asylbewerber betreffend
in der Macht der Stadt? Sicher mehr als
die Regierungskoalition im Augsburger
Rathaus unter Führung der CSU einräu-
men will. Immerhin liegt durch den
Stadtratsbeschluss vom Juni [5] mit der
ersten Augsburger Resolution die klare
Forderung an den Landtag vor:
„Der Stadtrat der Stadt Augsburg for-
dert die Abgeordneten des Bayerischen
Landtags auf, bei den anstehenden Ent-
scheidungen im Sozialausschuss des
Landtages die zwangsweise Unterbrin-
gung von Asylbewerbern/-innen in Ge-
meinschaftsunterkünften abzuschaffen
und den Weg frei zu machen für die de-
zentrale Unterbringung in Privatwoh-
nungen oder in kleinen dezentralen
Einheiten.“
Der Stadtrat begründete diese Forde-
rung mit dem so genannten Leverkuse-
ner Modell: „Der Sozialausschuss des
Landtags informierte sich in Nordrhein-
Westfalen über das so genannte ‚Lever-
kusener Modell‘ , das eine dezentrale
Unterbringung in Privatwohnungen vor-
sieht. Diese Unterbringung ist nicht nur
die humanere Lösung, sondern auch
deutlich preiswerter. Die Praxiserfahrun-
gen in Leverkusen haben gezeigt, dass
bis zur Hälfte der Kosten gespart wer-
den können, wenn Flüchtlinge nicht da-
zu gezwungen würden, über Jahre
hinweg in Gemeinschaftsunterkünften
zu wohnen.“
Der Vorschlag, sich am Leverkusener
Modell zu orientieren, stammt natürlich
von den Grünen, wurde aber im Augs-
burger Rathaus von der SPD, der Lin-
ken, der CSU und Pro Augsburg, sowie
von den Freien Wählern und der FDP
umstandslos übernommen. Wir denken,
dass darin jetzt auch eine gewisse Ver-
pflichtung des Stadtrats liegt, für das Le-
verkusener Modell zu kämpfen. Sehen
wir uns einmal einen Bericht aus Lever-
kusen an, erstens weil dieses Modell
wirklich interessant ist und zweitens
weil – zumindest in Nordrhein-Westfa-
len – die Kommune offensichtlich einen
beträchtlichen Spielraum hat bzw. sich

diesen Spielraum nimmt, dieses Modell
einzuführen. Wir zitieren aus einer Bro-
schüre des Flüchtlingsrats Leverkusen4:
„…Die Kommune hatte darauf verzichtet,

trotz des seit Ende der 1 970er Jahre ständig

steigenden Zuzugs von Flüchtl ingen, ein trag-

fähiges Unterbringungskonzept zu entwi-

ckeln. Zudem konnte sich diese Form der

Unterbringung auf den politischen Rückhalt

der Landesregierung berufen, die Kommu-

nen zu Abschreckungsmaßnahmen aufgeru-

fen hatte. . .

Auch wenn das Zeltlager bereits nach eini-

gen Tagen aufgegeben wurde, stel lten Wohn-

wagen, Fabrikhal len, Container und marode

Gebäude in den folgenden 1 0 Jahren die

kommunalen Unterbringungsmöglichkeiten

dar.

In unzähligen Begehungen der Unterkünfte,

Gesprächen und Briefwechseln mit kommu-

nalen Behördenvertretern und in öffentl ichen

Veranstaltungen machte der Flüchtl ingsrat

Leverkusen immer wieder auf die Missstän-

de – unzureichende Sanitäranlagen, fehlen-

de Privatsphäre und Gettoisierung –

aufmerksam. Erst im Jahr 2000 hatte unser

beharrl iches bürgerschaftl iches Engagement

Erfolg. Gemeinsam erstel lten Verwaltung,

Ausländerbeirat, Caritasverband und Flücht-

l ingsrat Leverkusen ein tragfähiges, zukunfts-

orientiertes, humanes und

kostenreduzierendes Konzept zur Unterbrin-

gung von Flüchtl ingen (unabhängig vom Auf-

enthaltsstatus) in Privatwohnungen, das im

Dezember 2001 zu einem – einvernehmlich

von allen politischen Parteien – beschlosse-

nem Paradigmenwechsel in der kommuna-

len Unterbringungspolitik führte.

Gegenwärtig leben von den ursprünglich rd.

400 Flüchtl ingen mit ungesichertem Aufent-

haltstitel noch knapp 1 40 in den verbl iebe-

nen Unterkünften. Die Aufgabe von 4 der

ehemals 7 Unterkünfte – die Schließung ei-

ner weiteren Unterkunft noch in diesem Jahr

geplant – führte nicht nur zu einer deutl ichen

Reduzierung der Unterbringungskosten, son-

dern:

– verbesserte die wohnliche Versorgung der

Flüchtl inge,

– stärkte Eigenverantwortung und Selbsthi lfe-

potentiale der Flüchtl inge,

– förderte gegenseitige Hilfestel lungen (Um-

zug /Renovierung),

– unterstützte Spracherwerb und Arbeitssu-

che,

– schaffte ein soziales Umfeld (Nachbar-

schaft, Schule, Kindergarten) und ermöglich-

te eine „temporäre“ Integration,

– weckte das gegenseitige Interesse an den

jeweil igen kulturel len Hintergründen,

– führte zur Vermeidung sozialer Brennpunk-

te,

– genießt eine hohe Akzeptanz in der Bevöl-

kerung und wirkt präventiv gegen Rassis-

mus und Diskriminierung

– fördert das bürgerschaftl iche Engagement

(Sprechstunden zur Auszugsberatung, indi-

viduel le Begleitung im neuen Wohnumfeld)

und die Kooperation al ler Akteure in der Ge-

meinwesenarbeit.

Mit der Einrichtung eines Konzeptbeirates

wurde ein Instrument geschaffen, das die

einvernehmliche Entwicklung und Fort-

schreibung der Unterbringung in Privatwoh-

nungen begleitet und konstruktiv

Anregungen z.b. die Förderung von sozia-

lem und großem Wohnungsbau in die Ent-

wicklung eines kommunalen

Integrationskonzeptes einbringt. “

So weit der Bericht des Flüchtlings-
rats Leverkusen.
Man muss die Sache mit den Ersat-
zunterkünften sehr ernst nehmen und
alle Möglichkeiten in Betracht ziehen,
denn die Leute müssen aus den Kaser-
nenlagern heraus – und zwar nicht ir-
gendwann, wenn sie vermodert und
physisch und psychisch zerstört sind,
sondern jetzt!
Laut Robert Vogl, Integrationsbeauf-
tragter der Stadt Augsburg, „müssen
Gebäude mindestens Platz für 30
Flüchtlinge bieten, um als Unterkunft
akzeptiert zu werden. Die Regierung
von Schwaben sei Ansprechpartner für
Hauseigentümer. Es gibt aber keine An-
gebote.“5 Dies scheint uns doch ein
sehr passiver und obrigkeitshöriger
Standpunkt zu sein, zumindest wie er in
der Augsburger Allgemeinen rüber
kommt.
Wo steht denn geschrieben, dass in die
neuen Unterkünften wieder mindestens
30 Flüchtlinge gesteckt werden müs-
sen?! Wieso wird das Leverkusener
Modell – obwohl vom Augsburger
Stadtrat beschlossen – überhaupt nicht
in Betracht gezogen? Wieso wird das
Leverkusener Modell quasi schon als
illusorisch und unrealisierbar erachtet,
bevor sich die Debatte überhaupt ent-
wickelt und eine Evaluierung stattfin-
det? Warum macht sich der
Sozialausschuss des bayerischen Land-
tags die Mühe und fährt extra nach
Nordrhein-Westfalen, um sich das Mo-
dell vor Ort anzuschauen und erläutern
zu lassen?
Es reicht also nicht, wenn die SPD
plakative Briefe schreibt an den OB
und den Regierungspräsidenten und sie
auffordert, in die Gänge zu kommen.
Die Sache ist zu ernst, es kann nicht
darum gehen, dass sich irgendeine Par-
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tei dabei profiliert, indem sie anderen In-
stanzen den schwarzen Peter zuschiebt.
Man nehme sich ein Beispiel an Lever-
kusen: beharrliches bürgerschaftliches
Engagement, Kooperation von Verwal-
tung, Ausländerbeirat, Caritasverband
und Flüchtlingsrat, Unterstützung durch
alle Parteien.. .
Die SPD als größte der Oppositions-
parteien Augsburg muss sich etwas ein-
fallen lassen und sich der Sache
wirklich annehmen – an den Grünen
und der Linken soll's dann nicht liegen.
Die SPD kann das auch mit der regieren-
den CSU vorberaten und müsste sich be-
mühen, konkrete, konsensfähige
Anträge in dieser Sache im Stadtrat ein-
zubringen. Die Augsburger SPD hat
jahrzehntelanger Erfahrung im Zusam-
menspiel mit der CSU. Wenn Stefan
Kiefer dem Haushaltsplan von CSU
und Pro Augsburg zustimmen kann, so
kann er dafür doch auch etwas verlan-
gen? Eine Partei wie die SPD, die im
Landtag eine Wende in der bayerischen
Asylpolitik verlangt, braucht sich doch
nicht so billig zu verkaufen und müsste
diese Wende in der Asylpolitik auch am
Ort auf die Tagesordnung setzen.
Klar ist, dass die Regierung von
Schwaben bzw. das bayerische Sozialmi-
nisterium das „Sachleistungsprinzip“
nicht durchhalten können, wenn die
Flüchtlinge in Wohnungen und kleine-
ren dezentralen Einheiten untergebracht
werden. Frau Haderthauer hat offen ein-
gestanden, dass sie in diesem Fall eine
Versorgung mit Lebensmittelpaketen
aufgeben müsse.6 Auch Frau Schmid-
Göller, die zuständige Sachgebietsleite-
rin bei der Regierung von Schwaben,
scheint sich mehr als verlängerter Arm
der Sozialministerin zu verstehen, denn
als Verantwortliche für die Flüchtlinge.
Bei einem Gespräch in der Calmberg-
straße nach der Flüchtlingsdemonstrati-
on am 11 . November sagte sie, die
Regierung sei schon lange in ganz
Schwaben auf der Suche nach Ersatzun-
terkünften. Sie müsse aber größere Ein-
heiten finden, da nach wie vor das
Sachleistungsprinzip gelte, und das sei
schwierig.7

Mit dem so genannten Sachleistungs-
prinzip soll also verhindert werden,
dass humane Wohnmöglichkeiten für
die Flüchtlinge gefunden werden und
sie sich selbst versorgen können. Es han-
delt sich dabei um eine durchsichtige,
menschenverachtende und abstoßende
Strategie aus dem bayerischen Sozialmi-
nisterium, wo das „Sachleistungsprin-

zip“ offensichtlich als Keule
geschwungen wird – und zwar umso
heftiger, je mehr dieses Sachleistungs-
prinzip durch die Kämpfe der Flüchtlin-
ge politisch und moralisch zerrieben
wird. Man sollte nicht zu viel Respekt
haben vor diesem Sachleistungsprinzip,
nur weil es der bayerische Innenminis-
ter und seine Sozialministerin ständig
herumposaunen. Es verstößt gegen die
Menschenwürde, wie der Augsburger
Stadtrat in seiner Resolution einstimmig
festgestellt hat. Es ist zerrüttet durch
den jahrelangen Widerstand der bundes-
weiten Flüchtlingsbewegung und wird –
was die Lebensmittelpakete angeht –
nur noch in drei Bundesländern ange-
wandt.8

Eine Großstadt wie Augsburg und ein
Stadtrat mit zwei einmütig beschlosse-
nen Resolutionen braucht sich von ei-
nem Beamtenstab, der sich in einem
Palais hinter dem Augsburger Dom ver-
schanzt und sich „Regierung von
Schwaben“ nennt, nicht alles bieten und
weismachen lassen. Vor allem nicht,
wenn dieser Beamtenapparat an der
kurzen Leine der bayerischen
Staatsregierung liegt, die mit ihrer Asyl-
und Flüchtlingspolitik „plan- und
ziellos vor sich hin“ treibt, wie die
Landtagsfraktion der Grünen feststellen
muss.9 Die Grünen schreiben in einer Er-
klärung:
„Umsetzung des schwarz-gelben Flücht-

lingskompromisses

Am 1 4.07.201 0 wurde nach langen Debatten

über eine Neuausrichtung der Asylpol itik in

Bayern mit Stimmen der CSU und der FDP

der sogenannte Asylkompromiss vom 05.

Mai 201 0 beschlossen. Dieser sieht u.a. die

Möglichkeit vor, dass Famil ien bereits nach

zwei Jahren in eine Privatwohnung ziehen

können und die Bewegungsfreiheit für Flücht-

l inge im Asylverfahren oder mit Duldung auf

einmaligen Antrag bei der zuständigen Aus-

länderbehörde auf den Regierungsbezirk

ausgedehnt wird. Bestandtei l des Asylkom-

promisses sind auch die Leitl inien zu Art,

Größe und Ausstattung von Gemeinschafts-

unterkünften. Doch die Umsetzung kommt

nicht voran oder wird von den Behörden vor

Ort schl icht konterkariert.

Private Wohnsitznahme von Familien

nach zwei Jahren

Der Augsburger Verein Tür an Tür, bei dem

auch die grüne Landtagsabgeordnete Christi-

ne Kamm aktiv ist, plant einen Neubau mit

Wohnungen für Famil ien. Die Crux ist nur:

Bislang gibt es für die Bezirksregierungen

keine Ausführungsbestimmung zur Umset-

zung des Landtagsbeschlusses vom

1 4.07.201 0. Die Famil ien können nicht aus-

ziehen, ein Neubau kann aber nicht geplant

werden, wenn nicht bekannt ist, nach wel-

chen Kriterien und wann Famil ien ausziehen

können. Und wie soll der Bau oder die Re-

novierung von anderen Gemeinschaftsun-

terkünften geplant werden, wenn gar nicht

bekannt ist, wie viele Famil ien eigentl ich so-

fort oder demnächst ausziehen dürfen?“1 0

Es ist ein echter Skandal: nach mona-
te- und jahrelangem Gewürge muss
sich die CSU punktuell auf eine Ände-
rung ihrer Asylpolitik einlassen. Der
Landtagsbeschluss liegt seit Juli 2010
vor. Im Oktober muss Tür an Tür fest-
stellen, dass es keine Ausführungsbe-
stimmung zur Umsetzung des
Landtagsbeschlusses gibt. Es sieht fast
nach einer Kollaboration zwischen den
bayerischen Ministerien und den
Bezirksregierungen aus, die Ausfüh-
rung eines Landtagsbeschlusses zu hin-
tertreiben. Diese Obstruktionspolitik
trifft unseres Erachtens nicht nur den
Verein Tür an Tür. Sie ist auch ein un-
tragbarer Affront gegenüber der Stadt
und den Flüchtlingen. Die neue Initiati-
ve/Arbeitskreis/Plattform oder wie im-
mer, die sich im Januar in Augsburg
bilden soll, wird das hoffentlich abstel-
len können.

Peter Feininger

Anhang

Resolution, auf der Stadtrats-
sitzung einstimmig angenom-
men

16.12.2010
Der Augsburger Beirat für Integration,
Migration und Aussiedlerfragen hat in
seiner Vollversammlung vom 29. No-
vember 2010 mit großer Betroffenheit
von der Situation der Asylbewerber und
dem gegenwärtigen Hungerstreik der
Menschen in den Gemeinschaftsunter-
künften Kenntnis genommen. Mitglie-
der des Beirats haben die Asylbewerber
im Vorfeld vor Ort besucht und sich
einen Eindruck von den Lebensverhält-
nissen gemacht.
Der Beirat bittet den Augsburger
Stadtrat, sich erneut mit dem Sachver-
halt zu beschäftigen. Die gegenwärtige
Zuspitzung der Situation und die für
Augsburg und Bayern negative Bericht-
erstattung in den Medien wäre verhin-
dert worden, wenn der Bayerische
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Landtag sich die Anregungen des Augs-
burger Stadtrats aus der ersten Jahres-
hälfte 2010 zumindest in Teilen zu
Eigen gemacht hätte. Insofern müssen
immer wieder Anstöße zur Verbesse-
rung gemacht werden, bis eine men-
schenwürdige Unterbringung aller
Asylsuchenden in unserer Stadt sicher-
gestellt ist. Der Beirat verkennt dabei
nicht, dass die Wohnsituation in den un-
terschiedlichen Unterkünften sehr ver-
schieden und nicht überall so
unhinnehmbar ist, wie in der wohl pro-
blematischsten Unterkunft in der Calm-
bergstraße. Andere Lebensumstände –
und hier besonders die Zuweisung von
Lebensmittelpaketen – sind jedoch ein
allgemeines Problem.
Der Beirat begrüßt dagegen die Locke-
rung der Residenzpflicht als einen
Schritt in die richtige Richtung.
Der Beirat fordert Verbesserungen vor
allem in den folgenden Punkten:
1 . Unterbringungssituation (Gemein-
schaftsunterkünfte) Die Wohnsituation
der Gemeinschaftsunterkünfte Calm-
bergstraße und Neusässer Straße müs-
sen mit hoher Priorität verbessert
werden. Zumindest für die GU Calm-
bergstraße kann nur eine Schließung als
Perspektive gesehen werden. In diesem
Zusammenhang sollten auch die Dienst-
stellen der Stadt Augsburg und die
WBG einen Beitrag leisten, um der Re-
gierung von Schwaben geeigneten Er-
satz anzubieten.
Zur raschen Entspannung der Situati-
on sollte kurzfristig eine Stelle geschaf-
fen werden, die Wohnungen an
diejenigen Asylbewerber vermittelt, die
nicht in Gemeinschaftsunterkünften
wohnen müssen. Hier sollte auch eine
Beratung über die Fragen stattfinden,
die im Zusammenhang mit Mietverträ-
gen stehen. Der Beirat erhofft sich
durch die Reduzierung der Fehlbele-
gung eine Entspannung des Lebens auf
engstem Raum, das die oftmals trauma-
tisierten Menschen zusätzlich zum Le-
ben in einem krankmachenden Umfeld
zwingt. Man darf zudem vermuten, dass
eine Unterbringung außerhalb der Gus
für den Steuerzahler oft die günstigere
Variante darstellt.
2. Gewährung von Sachleistungen (Es-
sens- und Hygienepakete) Das Asylbe-
werber-Leistungs-Gesetz (AsylbLG)
gibt Sachleistungen den Vorrang vor
Geldzahlungen. Der Beirat sieht in der
sehr strikten Auslegung dieser Norm
einen Verstoß gegen den Art. 1 Abs. 1
des Grundgesetzes. Das darin beschrie-

bene Recht auf ein menschenwürdiges
Existenzminimum kann nicht einge-
schränkt werden. Der Gesetzgeber hat
die Ausgestaltung dieses Rechts konkre-
tisiert. Dabei hat er aus Sicht des Bei-
rats jedoch einseitig nur die finanzielle
Ausstattung betrachtet. Das Existenzmi-
nimum ist allein durch Geld- oder Sach-
leistungen nicht herzustellen.
Zum Existenzminimum muss auch die
Möglichkeit gerechnet werden, sich in
einem Mindestumfang am allgemeinen
Leben zu beteiligen und den individuel-
len Bedarfen Raum zu geben. Die Aus-
gabe von Essenspaketen beschränkt
diese persönliche Entfaltung massiv, sie
macht Asylbewerber auf Dauer unselb-
ständig, unmündig und entzieht ihnen
wichtige Elemente der Selbstverantwor-
tung. Sie ist schädlich für die soziale In-
tegration zumindest der Asylsuchenden,
die schon länger in Deutschland sind
oder eine gute Aufenthaltsperspektive
besitzen. In anderen Bundesländern
wird der Ermessensspielraum zur Ge-
währung von Geldleistungen deutlich
weiter zu Gunsten der Asylbewerber
ausgenutzt. Dazu bedarf es in Bayern
auch der Flexibilisierung der Landes-
richtlinien, die den Bezirksregierungen
sowohl hinsichtlich der Sachleistungen,
als auch in der Frage der Unterbringung
zu wenig Spielraum lassen.
Der Koalitionsvertrag der CDU, CSU
und FDP aufBundesebene sieht die Eva-
luation des Sachleistungsprinzips vor.
Der Beirat schlägt vor, bis zum Ab-
schluss dieses Prozesses die vorhande-
nen Spielräume für die Gewährung von
Geldleistungen in möglichst großem
Umfang zu nutzen. Ein sachgerechtes
Ermessen muss die Chance auf soziale
Teilhabe und Entfaltung der Person mit
berücksichtigen und darf nicht bei der
Befriedigung materieller Grundbedürf-
nisse stehenbleiben.
3 . Anpassung der Leistungen nach
demAsylbLG Der Freistaat Bayern soll-
te bei der notwendigen Überprüfung der
Leistungssätze nach dem AsylbLG auf
eine sachgerechte Anpassung dringen.
Die bisherigen Anpassungen haben vor-
rangig der Haushaltslage des Bundes
und dem Grundgedanken Rechnung ge-
tragen, keine finanziellen Anreize für
Asylbewerber zu schaffen. Auch wenn
öffentliche Mittel zu Recht unter wirt-
schaftlichen und sparsamen Gesichts-
punkten einzusetzen sind, so kann diese
Argumentation nicht eine Bemessung
der Leistungssätze ersetzen, die sich an
nachvollziehbaren und lebensnahen Kri-

terien ausrichtet.
Quelle: Informationen des Integrati­

onsbeauftragten, Newsletter 8.12.2010
1 Siehe unseren Artikel [6] „Resolution des

Vorstands des Integrationsbeirates zur Situation

der Asylbewerber – Empfehlung bzw. Be-

schlussvorlage für den Augsburger Stadtrat auf

seiner Sitzung am 1 6. Dezember“, 1 4.1 2.201 09

2 siehe den Artikel „Ein komplizierter Gang.

Flüchtl ingsheim. Der Stadtrat hat selbst keine

Möglichkeit, den Standort in der Calmbergstra-

ße aufzugeben. Zustände werden massiv be-

klagt“, AZ 1 8.1 2.201 0, S. 46

3 mehr dazu in einem eigenen Artikel

4 s. hierzu den Abschnitt „Vom Zeltlager zur

Privatwohnung“ in der Broschüre „1 5 Jahre (+)

Flüchtl ingsrat Leverkusen - Eine andere Welt ist

möglich“ [7], erschienen 2005, gefördert mit

kommunalen Mitteln

5 zitiert nach dem Artikel „Ein komplizierter

Gang. Flüchtl ingsheim. Der Stadtrat hat selbst

keine Möglichkeit, den Standort in der Calm-

bergstraße aufzugeben. Zustände werden mas-

siv beklagt“ AZ 1 8.1 2.201 0, S. 46

6 siehe den Abschnitt „Das ‚Sachleistungs-

prinzip‘ hat politische Gründe“ in unserem Arti-

kel „Protestbewegung in bayerischen

Flüchtl ingslagern, Teil I “ vom 6.4.201 0 [8]

7 s. den Text zu Bild 36 des zweiten Teils un-

serer Bildergalerie zur Flüchtl ingsdemonstration

in Augsburg am 11 . November [9]

8 „Nur in Bayern, Baden-Württemberg und im

Saarland gibt es Essenspakete. In al len ande-

ren Bundesländern gibt es Alternativen. Warum

könnte man in Bayern nicht zumindest Modell-

versuche in die Wege leiten, um Alternativen zu

prüfen, anstatt nur immer beim Alten zu blei-

ben?“ – So die Feststel lung von Dr. Hans Jür-

gen Fahn von den Freien Wählern (!) im

bayerischen Landtag am 1 4.7.201 0 [1 0]

9 nach einer Erklärung der Landtagsfraktion

der bayerischen Grünen „Flüchtl ingspolitik ohne

Konzept: Trotz des schwarz-gelben Minimalkon-

senses bei der Asylunterbringung hat sich die

Lage nicht verbessert – Die bayerische Asyl-

und Flüchtl ingspolitik treibt plan- und ziel los vor

sich hin.“ vom 20. Oktober 201 0 [11 ]

1 0 Erklärung der Landtagsfraktion der bayeri-

schen Grünen, ebd.
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